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BESCHLUSSVORLAGE DER VERWALTUNG NR.: 220/2024

Beschlussvorschlag:

Die Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Schwelm gemäß Anlage 1 wird
beschlossen.

Sachverhalt:

Gemäß § 1 II 1 AVwGebO NRW i. V. m. § 2 III Gebührengesetz NRW können
Gemeinden teilweise für die erfassten Amtshandlungen eigene Gebührenordnungen
(Satzungen) mit abweichenden Gebührensätzen zu erlassen. Dies ist hier
vorgenommen worden.

Zum 01.07.2024 hat sich die Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung NRW
(AVwGebO NRW) geändert. Durch die Gesetzesänderung sind die Tarifstellen
umbenannt und die Tarifrahmen- und positionen verändert worden. Demnach und als
Teil des Haushaltssicherungskonzepts war die Satzung der Stadt Schwelm vom
01.04.2000 anzupassen. Das Haushaltssicherungskonzept sieht eine pauschale
Erhöhung der Verwaltungsgebühren um 5% ab dem 01.01.25 vor.
Möglichkeiten der Anhebung wurden geprüft und sind in die geänderte
Verwaltungsgebührensatzung eingeflossen.

Der Satzungstext orientiert sich im Wesentlichen an der Mustersatzung des Städte-
und Gemeindebundes. Der Gebührentarif ist zum einen inflationsbereinigt worden, da
die alte Satzung von 2000 mit Änderung von 2003 zu geringe Beträge aufwies. Zum
anderen wurden die Vorgaben aus den Tarifstellen aus der Allgemeinen
Verwaltungsgebührenordnung NRW und ggf. spezialgesetzliche Regelungen durch
die einzelnen Fachbereiche eingearbeitet.

Finanzielle Auswirkungen:

siehe Darstellung im Sachverhalt

Bezeichnung des Tagesordnungspunkts ÖFFENTLICH

Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Schwelm
Datum

28.10.24
Geschäftszeichen Beigef. Anlagen im Einzelnen (mit Seitenzahl)

Verwaltungsgebührensatzung der Stadt
Schwelm Anlage 1 (5S)

Federführender Fachbereich:

Geschäftsbereichsleitung I
Beteiligte Fachbereiche:

Beratungsgremien Beratungstermine Zuständigkeit

Hauptausschuss 14.11.2024 Vorberatung
Rat der Stadt Schwelm 28.11.2024 Entscheidung
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Auswirkungen auf das Klima:

neutrale Auswirkungen

positive Auswirkungen

negative Auswirkungen

Begründung:

Keine Auswirkungen

Der Bürgermeister
gez. Langhard


